
BGHZ:___________ nein

BGB §§ 823 Ah, 1004

a) Das allgemeine Persönlichkeitsrecht eines Unter­
nehmens ist verletzt, wenn ein Wissenschaftler, 
der für Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Fort­
bildungsseminare durchführt, Ablichtungen eines 
im Bundesanzeiger veröffentlichten Jahresab­
schlusses, der die finanzielle Situation dieses 
Unternehmens offenbart, an Banken und Seminar­
teilnehmer weitergibt, ohne den Namen und die 
Adresse des Unternehmens unkenntlich zu machen.

b) Auch im außerwettbewerblichen Bereich besteht 
aufgrund einer Verletzung des allgemeinen Per­
sönlichkeitsrechts eine tatsächliche Vermutung 
für eine Wiederholungsgefahr. Weigert sich der 
Verletzer, eine strafbewehrte Unterlassungsver­
pflichtungserklärung abzugeben, dann kann
eine Entkräftung der Vermutung der Wieder­
holungsgefahr auch hier nur in Ausnahmefäilen 
angenommen werden.

BGH, Urteil vom 8. Februar 1994 - VI ZR 286/93 - OLG Frankfurt a.M.
LG Wiesbaden
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 8. Februar 1994 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die Richter 
Dr. Kullmann, Dr. Lepa, Dr. Müller und Dr. Dressier

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Klägerin werden das 
Urteil des 23. Zivilsenats des Oberlandesge- 
richts Frankfurt am Main vom 17. März 1993 in­
soweit aufgehoben und das Urteil der 6. Zivil­
kammer des Landgerichts Wiesbaden vom 21. Fe­
bruar 1992 insoweit abgeändert, als die Hilfs­
anträge zum Klageantrag Ziff. 1 a abgewiesen 
worden sind:

Der Beklagte wird verurteilt, es bei Meldung 
eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung fälli­
gen Ordnungsgeldes bis zu 500.000 DM, ersatz­
weise Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, zu un­
terlassen, Jahresabschlüsse der Klägerin ohne 
deren Zustimmung unter voller Namensnennung und 
Adressenwiedergabe der Klägerin an Dritte zu 
versenden/Dritten zugänglich zu machen bzw. zum 
Gegenstand von Seminarveranstaltungen zu ma­
chen. Im übrigen bleibt die Klage abgewiesen.

Von den Kosten der ersten Instanz und des Beru- 
fungsverfahrens tragen die Klägerin 14/19 und 
der Beklagte 5/19. Die Gerichtstos ten des Revi­
sionsverfahrens tragen die Parteien zu je 1/2,
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von den außergerichtlichen Kosten haben die 
Klägerin 5/9 und der Beklagte 4/9 zu tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Beklagte ist Professor der Wirtschaftswissenschaf­
ten und Vorsitzender des Vorstandes eines Institutes für 
Finanzmanagement. Er führte vom 27. November 1989 bis zum 
6. Juni 1991 für die Bundessteuerberaterkämmer bundesweit 
ein Seminar mit dem Titel "Jahresabschlußanalyse aus der 
Sicht der Banken" durch; das Seminar wurde 24 mal in 16 
Städten veranstaltet. Dabei verwandte der Beklagte als 
"Fallstudie" den Jahresabschluß 1987 der Klägerin, eines 
mittelständischen, national und international tätigen Bau­
unternehmens, dessen Geschäftsanteile sich ausschließlich 
im Familienbesitz befinden. Dieser Jahresabschluß war im 
Bundesanzeiger vollständig abgedruckt worden. Der Beklagte 
fügte, ohne den Namen und die Adresse der Klägerin unkennt­
lich zu machen, Ablichtungen des Jahresabschlusses der Klä­
gerin den Seminarunterlagen bei, die jeder der etwa 960 Se­
minarteilnehmer erhielt. Außerdem fügte er den Seminarun­
terlagen Ablichtungen von Analysen dieses Jahresabschlusses 
bei, die mehrere Banken auf seine Bitte erstellt hatten. In 
eigenen umfangreichen Ausführungen, in denen er die Analy­
sen der Banken erörterte, gelangte der Beklagte zu dem Er­
gebnis, daß die finanzielle Situation der Klägerin kritisch 
zu beurteilen sei. Auch diese Ausführungen sind Teil der 
Seminarunterlagen.

Nachdem die Klägerin von dem Vorgehen des Beklagten 
Kenntnis erlangt hatte, forderte sie ihn u.a. auf, sich für 
seine Äußerungen zu ihrer finanziellen Situation zu ent­
schuldigen und sich schriftlich zu verpflichten, seine ne-
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gativen Bewertungen in den Unterlagen zu tilgen und künftig 
nicht mehr zu wiederholen sowie ihren Namen innerhalb des 
Vortrags nicht mehr zu nennen und aus den Unterlagen zu 
entfernen. Dieser Aufforderung kam der Beklagte nicht nach. 
Er sortierte aber die Unterlagen, die die Klägerin betra­
fen, aus und verwandte sie seither nicht mehr. Die Bundes- 
steuerberaterkammer teilte der Klägerin mit, daß die Semi­
narreihe planmäßig abgeschlossen worden und eine weitere 
mit diesem Inhalt nicht geplant sei; in Zukunft werde sie 
bei Lehrveranstaltungen alle Beispielfälle anonymisieren.

Die Klägerin sieht sich durch das Vorgehen des Beklag­
ten weiterhin in ihren Rechten beeinträchtigt. Sie hat Kla­
ge erhoben und zuletzt beantragt, den Beklagten zu verur­
teilen,

"1. es bei Meldung eines für jeden Fall der Zu­
widerhandlung fälligen Ordnungsgeldes bis 
zu 500.000,- DM, ersatzweise Ordnungshaft 
bis zu 6 Monaten, zu unterlassen,
a. Jahresabschlüsse der Klägerin ohne deren 

Zustimmung an Dritte zu versenden/ 
Dritten zugänglich zu machen bzw. zum 
Gegenstand von Seminar-Veranstaltungen 
zu machen;
hilfsweise,
Jahresabschlüsse der Klägerin ohne deren 
Zustimmung unter voller Namensnennung 
und Adressenwiedergabe der Klägerin an 
Dritte zu versenden/Dritten zugänglich 
zu machen bzw. zum Gegenstand von 
Seminar-Veranstaltungen zu machen;
weiter hilfsweise,
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Jahresabschlüsse der Klägerin ohne deren 
Zustimmung unter voller Namensnennung 
und Adressenwiedergabe der Klägerin an 
Banken zur Analyse zuzuleiten und diese 
Analysen für Seminar-Veranstaltungen zu 
verwenden;

b. Dritten gegenüber bezüglich des
Jahresabschlusses der Klägerin für 1987 
folgendes wörtlich oder sinngemäß zu 
behaupten oder zu verbreiten:
aa. "Damit ist die Ertragslage der 

H.-Bau GmbH (Klägerin) - trotz 
eines Jahresüberschusses von 
557 TDM - als sehr schlecht ein­
zustufen. "

bb. "Die Finanzlage der H.-Bau GmbH
ist nach den vorliegenden Zahlen 
sehr kritisch zu beurteilen."

cc. "Die Bonität der Gesellschaft ist 
ganz offensichtlich schlecht."

dd. "Bei negativer Entseheidungsdauer
dürfte die Gesellschaft in der Zu­
kunft große Schwierigkeiten haben,
Kredite zurückzuzahlen."

2. den Beklagten zu verurteilen, an die 
Klägerin einen Teilbetrag in Höhe von 
30.000,—  DM nebst 4 % Zinsen seit dem 
5.9.1991 zu zahlen."

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Oberlan 
desgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen.

Der Senat hat die Revision der Klägerin, mit der sie 
ihre Klageanträge weiterverfolgt hat, nicht angenommen, so 
weit ihre Klageanträge zu Ziff. 1 a hinsichtlich des Haupt



antrages, zu Ziff. 1 b und zu Ziff. 2 abgewiesen worden 
sind.

Entscheidunqsqründe:

I.

Nach der teilweisen Nichtannahme der Revision der Klä­
gerin steht nunmehr nur noch zur Entscheidung, ob das Beru­
fungsgericht mit Recht einen Anspruch der Klägerin gegen 
den Beklagten darauf verneint hat, daß er es unterläßt, 
Jahresabschlüsse der Klägerin ohne deren Zustimmung unter 
voller Namensnennung und Adressenwiedergabe an Dritte zu 
versenden oder Dritten zugänglich bzw. zum Gegenstand von 
Seminarveranstaltungen zu machen, oder es wenigstens unter­
läßt (Hilfsantrag), die Jahresabschlüsse an Banken zur Ana­
lyse zuzuleiten und diese Analysen für Seminarveranstaltun­
gen zu verwenden. Das Berufungsgericht hat diese Unterlas­
sungsansprüche mit der Begründung verneint, daß schon die 
für solche Ansprüche erforderliche Wiederholungsgefahr 
nicht vorliege. Zwar werde dann, wenn sich der Unterlas­
sungsanspruch gegen einen Eingriff richte, der bereits 
stattgefunden habe, eine Wiederholungsgefahr vermutet; eine 
solche Vermutung könne in der Regel auch nur dadurch ausge­
räumt werden, daß der Unterlassungsanspruch anerkannt oder 
eine strafbewehrte Unterlassungserklärung unterzeichnet 
werde. Im Streitfall sei eine solche Vermutung aber deshalb 
nicht gerechtfertigt, weil sowohl der Beklagte als auch die 
Bundessteuerberaterkammer alle Unterlagen über den Jahres­
abschluß 1987 der Klägerin aus den Unterrichtsmaterialien 
entfernt hätten. Im übrigen habe der Beklagte in der münd-



8

liehen Verhandlung vor dem Senat erklärt, daß er unter kei­
nen Umständen mehr einen veröffentlichten Jahresabschluß 
der Klägerin in irgendeiner Weise zu Lehr- oder Ausbil­
dungszwecken verwenden werde. Für das Gewicht und die 
Ernsthaftigkeit dieser Erklärung spreche, daß sich nach­
träglich herausgestellt habe, daß der Unternehmenstyp der 
Klägerin als Fallstudie für die Seminare des Beklagten un­
geeignet sei. Überdies habe es sich bei der Seminarreihe um 
eine einmalige Veranstaltung der Bundessteuerberaterkammer 
gehandelt.

Im übrigen seien, so fährt das Berufungsgericht fort, 
auch die übrigen Voraussetzungen der geltend gemachten Un­
terlassungsansprüche zu verneinen. In der Weiterleitung des 
nicht anonymisierten Jahresabschlusses der Klägerin an 
Dritte und seiner Verwendung zu Zwecken der Fortbildung in 
Seminaren liege weder ein Eingriff in das allgemeine Per­
sönlichkeitsrecht der Klägerin noch in ihr Recht am einge­
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb. Der Schutz des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts stehe juristischen Perso­
nen ohnehin nur begrenzt zu; dieser begrenzte Schutzbereich 
sei hier nicht betroffen. Ein Unternehmen, das am Wirt­
schaftsleben teilnehme und zur Veröffentlichung seiner Jah­
resabschlüsse gesetzlich verpflichtet sei, setze sich be­
wußt der Kritik an seiner Betätigung aus; es sei gerade das 
Ziel der Verpflichtung zur Veröffentlichung, die Möglich­
keit einer Erörterung des Jahresabschlusses von Kapitalge­
sellschaften zu schaffen, deren Haftung beschränkt sei.
Zwar habe es für das Seminar der Nennung des Namens der 
Klägerin nicht bedurft, jedoch liege in der Verwendung des 
nicht anonymisierten Jahresabschlusses als Seminarunterlage
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deshalb kein Eingriff in die Rechtsposition der Klägerin, 
weil ihr Name bereits in der Veröffentlichung im Bundesan­
zeiger, einem Mitteilungsblatt des Bundes, erschienen sei. 
Eine Verletzung des Rechts am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb setze einen Eingriff in den Organismus oder 
die unternehmerische Entscheidungsfreiheit voraus. Beides 
sei hier weder durch die Weitergabe des veröffentlichten 
Jahresabschlusses noch durch dessen Erörterung mit Banken 
und Seminarteilnehmern erfolgt, vielmehr muteten die Publi­
zitätsvorschriften des HGB dem betroffenen Unternehmen eine 
Auseinandersetzung mit seinen Jahresabschlüssen zu.

II.

Diese Erwägungen halten einer Überprüfung im Ergebnis 
nicht stand.

1. Nach Auffassung des Senats kann die Klägerin, ge­
stützt auf ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht, nach 
§§ 823 Abs. 1, 1004 Abs. 1 BGB von dem Beklagten verlangen, 
daß er es unterläßt, ihr Unternehmen betreffende Jahresab­
schlüsse ohne ihre Zustimmung unter Nennung ihres Namens 
und ihrer Adresse an Dritte zu versenden oder Dritten zu­
gänglich bzw. zum Gegenstand von Seminarveranstaltungen zu 
machen.

a) Dem Berufungsgericht kann schon nicht in der Auf­
fassung gefolgt werden, daß dem Beklagten ein Eingriff in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Klägerin nicht vor­
geworfen werden könne.
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aa) Zwar führt das Berufungsgericht zu Recht aus, daß 
sich Kapitalgesellschaften nur begrenzt auf den Schutz des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts berufen können. Eine Aus­
dehnung der Schutzwirkung dieses Rechts über natürliche 
Personen hinaus auf juristische Personen ist nur insoweit 
gerechtfertigt, als sie aus ihrem Wesen als Zweckschöpfung 
des Rechts und ihren Funktionen dieses Rechtsschutzes be­
dürfen. Das ist inbesondere der Fall, wenn sie in ihrem so­
zialen Geltungsanspruch als Arbeitgeber oder als Wirt­
schaftsunternehmen betroffen werden (Senat BGHZ 98, 94, 97
m.w.N.). In diesem begrenzten Schutzbereich ist die Kläge­
rin aber durch das Vorgehen des Beklagten bei der Vorberei­
tung und Durchführung der Seminarveranstaltungen verletzt 
worden.

Der Jahresabschluß 1987 der Klägerin erweist sich mit 
seinem Anhang als umfassende Darstellung und Durchleuchtung 
ihrer finanziellen Situation. Damit wird die Klägerin durch 
die Weitergabe dieser Daten an die Empfänger, denen der Be­
klagte den Jahresabschluß ausgehändigt hat, in ihrem sozia­
len Geltungsanspruch als Wirtschaftsunternehmen betroffen. 
Der Senat vermag dem Berufungsgericht nicht in der Überle­
gung zu folgen, daß die Weitergabe des nicht anonymisierten 
Jahresabschlusses an Dritte und seine Verwendung als "Fall­
studie" in den Seminarveranstaltungen deshalb nicht als 
Eingriffe in die Rechtsposition der Klägerin gewertet wer­
den könnten, weil der Jahresabschluß durch seine Veröffent­
lichung im Bundesanzeiger den interessierten Kreisen ohne­
hin schon bekannt bzw. zugänglich gewesen sei. Diese Erwä­
gung trägt nicht hinreichend der Wirkung Rechnung, die auf 
das Ansehen der Klägerin als Wirtschaftsunternehmen davon
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ausging, daß gerade der Beklagte zur Vorbereitung bzw. 
Durchführung eines Seminars mit dem Titel "Jahresabschluß­
analyse aus der Sicht der Banken" den Jahresabschluß an den 
hier in Rede stehenden Adressatenkreis - Banken, Wirt­
schaftsprüfer und Steuerberater - weitergab und in dem Se­
minar als "Fallstudie" behandelte. Wenn ein kompetenter 
Fachmann im Zuge der Vorbereitung bzw. Durchführung eines 
Seminars mit einem solchen Thema derartiges Material an ei­
nen fachkundigen Empfängerkreis weitergibt, dann verbindet 
sich damit ein Hinweiseffekt, der die Aufmerksamkeit der 
Adressaten gerade auf solche Daten zur finanziellen Situa­
tion des betroffenen Unternehmens lenkt, die zu kritischen 
Wertungen Anlaß geben können. Durch sein Vorgehen führte 
der Beklagte die Klägerin den Adressaten des Jahresab­
schlusses in ihrer finanziellen Situation gezielt vor. Die­
se Wirkung trat erst recht ein, als der Beklagte den Jah­
resabschluß zum Gegenstand der Seminarveranstaltungen mach­
te, in deren Verlauf er auf tatsächliche oder vermeintliche 
Schwachstellen in der finanziellen Lage der Klägerin hin­
wies. Es kommt hinzu, daß diese gezielte Hervorhebung kri­
tischer Werte gegenüber einem zahlenmäßig beachtlichen Per­
sonenkreis erfolgt ist, von dem jeder als Multiplikator 
wirken konnte.

bb) Entgegen der Revisionserwiderung scheidet die An­
nahme eines Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeits­
recht nicht deshalb aus, weil die Veröffentlichung des Jah­
resabschlusses gesetzlich vorgeschrieben ist (§§ 325 ff. 
HGB). Mit dieser Regelung verfolgt der Gesetzgeber den 
Schutz Dritter, die mit dem betroffenen Unternehmen in Be­
ziehungen stehen oder treten wollen. Die Vorschrift berech-
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tigt aber nicht, das Unternehmen der Klägerin ohne deren 
Zustimmung mit diesen Daten unter Namensnennung in die ei­
generwerbswirtschaftlichen Zwecke einzuspannen. Nicht ein­
mal gibt sie einem Außenstehenden das Recht, die in der 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses liegende Offenlegung 
der finanziellen Lage des betroffenen Unternehmens noch da­
durch zu verstärken, daß er das Interesse fachkundiger 
Kreise gezielt auf diese Veröffentlichung lenkt. Ein sol­
ches Vorgehen ist durch den Schutzzweck des § 325 HGB nicht 
gedeckt. Es findet entgegen der Auffassung der Revisionser­
widerung auch nicht in der in Art. 5 Abs. 3 GG gewährlei­
steten Wissenschaftsfreiheit eine Stütze. Allerdings ist 
angesichts der Wirkungsbreite dieses Grundrechts (BVerfGE 
35, 79, 112 = NJW 1973, 1176) davon auszugehen, daß sich 
der Beklagte für sein Vorgehen auf den Schutz der Wissen­
schaftsfreiheit berufen kann. Dieser Schutz wirkt indes, 
wie die Revisionserwiderung nicht verkennt, nicht schran­
kenlos, vielmehr kann er in gegenläufigen Rechtspositionen 
seine Grenze finden, vorausgesetzt, daß sich diese Rechts­
positionen aus der Verfassung selbst herleiten lassen. Ein 
solcher Konflikt zwischen der Gewährleistung der Wissen­
schaftsfreiheit und dem Schutz anderer verfassungsrechtlich 
garantierter Rechtsgüter ist nach Maßgabe der grundgesetz­
lichen Wertordnung und unter Berücksichtigung der Einheit 
dieses Wertsystems durch Verfassungsauslegung zu lösen; da­
bei geht es um eine Abwägung nach Maßgabe der Bedeutung der 
miteinander kollidierenden Grundrechte und des rechtsstaat­
lichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (BVerfGE 47,
327, 369 f. = NJW 1978, 1621, 1622). Um einen solchen Kon­
fliktfall handelt es sich hier. Der Wissenschaftsfreiheit, 
die der Beklagte für sein Vorgehen in Anspruch nimmt,
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steht, wie ausgeführt, das verfassungsrechtlich gewährlei­
stete allgemeine Persönlichkeitsrecht der Klägerin entge­
gen. Die Abwägung beider Rechtspositionen fällt nach Lage 
der Dinge zu Gunsten der Klägerin aus. Dies schon deshalb, 
weil der Beklagte ohne ernstliche Einschränkungen seine 
wissenschaftlichen Belange hätte verfolgen und insbesondere 
seine Seminare hätte durchführen können, wenn er zuvor den 
Namen und die Adresse der Klägerin unkenntlich gemacht und 
damit den Eingriff in ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht 
vermieden hätte.

b) Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ist 
der Senat ferner der Ansicht, daß das Unterlassungsverlan­
gen der Klägerin auch nicht am Erfordernis der Wiederho­
lungsgefahr scheitert.

Das Berufungsgericht geht mit Recht davon aus, daß 
dann, wenn - wie hier - bereits ein rechtswidriger Eingriff 
in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen er­
folgt ist, eine tatsächliche Vermutung für das Vorliegen 
der Wiederholungsgefahr besteht (st.Rspr., vgl. Senatsur­
teil vom 27. Mai 1986 - VI ZR 169/85 - VersR 1986, 1075, 
1077 m.w.N.). Es trifft auch zu, daß diese Vermutung wider­
legt werden kann; eine solche Widerlegung kann ausnahmswei­
se dann angenommen werden, wenn der Eingriff durch eine 
einmalige Sondersituation veranlaßt gewesen ist (vgl. BGB- 
RGRK/Dunz, 12. Aufl., Anh. I § 823 Rdn. 147; Teplitzky, 
Wettbewerbsrechtliche Ansprüche, 6. Aufl., 7. Kapitel 
RdNr. 11). Das Berufungsgericht hat eine solche Situation 
hier angenommen, weil der Beklagte in der mündlichen Ver­
handlung vor dem Senat erklärt hat, daß er unter keinen Um-
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ständen mehr einen veröffentlichten Jahresabschluß der Klä­
gerin in irgendeiner Weise zu Lehr- und Ausbildungszwecken 
verwenden werde, weil der Unternehmenstyp der Klägerin für 
eine Fallstudie ohnehin ungeeignet sei, weil der Beklagte 
und die Bundessteuerberaterkammer den Jahresabschluß aus 
den Seminarunterlagen entfernt hätten, weil es sich bei der 
Seminarreihe um ein abgeschlossenes und einmaliges Unter­
nehmen der Bundessteuerberaterkammer gehandelt habe und 
weil eine Zusammenarbeit zwischen dem Beklagten und der 
BundesSteuerberaterkammer nicht mehr bestehe. Diese Ge­
sichtspunkte haben Gewicht; sie reichen jedoch nicht aus, 
um im Streitfall die Vermutung der Wiederholungsgefahr zu 
widerlegen. Im Interesse des Rechtsschutzes des Betroffe­
nen, der bereits einmal das Opfer eines Eingriffs in sein 
allgemeines Persönlichkeitsrecht geworden ist, müssen an 
die Widerlegung der Vermutung der Wiederholungsgefahr hohe 
Anforderungen gestellt werden. Diese Anforderungen sind 
hier nicht erfüllt. Der Beklagte hat sich noch während des 
vorliegenden Rechtsstreits geweigert, eine strafbewehrte 
Unterlassungserklärung, die die Klägerin mehrfach verlangt 
hat (GA 4, 371, 490), abzugeben. Für den Bereich des Wett­
bewerbsrechts hat die Rechtsprechung den Grundsatz entwik- 
kelt, daß die Wiederholungsgefahr nur dann entfällt, wenn 
der Verletzer dem Verletzten oder einem zur Rechtsverfol­
gung Befugten eine strafbewehrte Unterlassungsverpflich­
tungserklärung abgibt; ohne eine solche Erklärung ist die 
Verneinung der Wiederholungsgefahr allenfalls in ganz unge­
wöhnlichen Ausnahmefällen denkbar (vgl. Teplitzky, aaO 
RdNr. 4 ff. m.w.N.). Dieser Grundsatz gilt auch für den de- 
liktischen Unterlassungsanspruch, jedoch nicht mit gleicher 
Strenge. Während im Bereich des Wettbewerbsrechts die Ver-
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letzungshandlungen in der Regel dadurch geprägt sind, daß 
der Verletzer starke wirtschaftliche Interessen verfolgt, 
ist die Motivation des Verletzers im deliktischen Bereich 
vielfältiger Art. Dem ist bei der Bemessung der Anforderun 
gen an die Entkräftung der Vermutung der Wiederholungsge­
fahr Rechnung zu tragen. Im Deliktsrecht kann der Schwere 
des Eingriffs, den Umständen der Verletzungshandlung, dem 
fallbezogenen Grad der Wahrscheinlichkeit einer Wiederho­
lung und vor allem der Motivation des Verletzers für die 
Entkräftung der Vermutung der Wiederholungsgefahr durchaus 
ein erhebliches Gewicht zukommen. Dies ändert indes im 
Streitfall nichts daran, daß die Vermutung der Wiederho­
lungsgefahr nicht als widerlegt zu erachten ist. Das folgt 
einmal daraus, daß sich der Beklagte bei seinem Vorgehen 
auch von eigenwirtschaftlichen Interessen hat leiten las­
sen. Es kommt - worauf die Revision zu Recht hinweist - 
hinzu, daß er in einem Schreiben an eine der Banken, die 
auf seine Bitte eine Analyse des Jahresabschlusses der Klä 
gerin erstellt hatten, die künftige Verwertung des die fi­
nanzielle Situation der Klägerin betreffenden Materials of 
fen gelassen hat. In diesem Schreiben heißt es: "Bis zur 
endgültigen gerichtlichen Klärung werde ich die von Ihnen 
aufbereiteten Zahlen nicht weiterverwerten" (GA 409).

2. Damit erweist sich das Unterlassungsbegehren, so­
weit es hier noch infrage steht, als begründet. Da der An­
trag, der das Verbot der Weitergabe von Jahresabschlüssen 
der Klägerin an Dritte erfaßt, weiter geht als der Hilfsan 
trag, mit dem die Klägerin ein Verbot der Weitergabe von 
Jahresabschlüssen an Banken zur Analyse begehrt, hat mit



der hier getroffenen Entscheidung zugleich der Hilfsantrag 
seine Erledigung gefunden.

3. Da die Klageanträge im Umfang der Annahme der Revi­
sion schon aus dem Gesichtspunkt einer Verletzung des all­
gemeinen Persönlichkeitsrechts der Klägerin begründet sind, 
bedarf es nicht der Prüfung, ob sie auch in den weiteren 
Rechtsgründen eine Stütze finden, die die Revision zusätz­
lich heranzieht.

Dr. Steffen Dr. Kullmann Dr. Lepa

Dr. Müller Dr. Dressier
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